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EditoniaI

ln unter dem Einfluss von
stehenden AGs wird die Arbeit von Aufsichtsräten
immer mehr zu einer Gratwanderung. Während
der Gesetzgeber die Aufgaben von Aufsichtsräten
ständig erweitert und die lntensität der Androhung
strafrechtlicher Sanl<tionen zunimmt, versuchen
die Repräsentanten der Gebietsl<örperschaften,
ganz im Gegenteil dazu, nach wie vor und in zuneh-
mendem Ausmaß Einfluss auf die Entscheidungen
der autonomen Aufsichtsräte zu nehmen. Hinsicht-
lich der strafrechtlichen Sanktionen sei auf das
von Hubert Hinterhofer herausgegebene,,Praxis-

handbuch Untreue" (2015) verwiesen. Ein besonders starker Einfluss wird auf
die Kompetenz des Aufsichtsrats zur Bestellung und Abrufung von Vorständen
ausgeübt. Durch mehr oder minder deutliche Zurufe (natürlich informell) wird
versucht, die Personalentscheidungen des Aufsichtsrats zu beeinflussen. lm-
mer mehr Aufsichtsräte versuchen daher, durch Definition l<[arer Anforderungs-
profi[e für die einzelnen Vorstandsmandate sowie durch die Einschaltung eines
Personalberaters zur Obiel<tivierung der Personalsuche und der Personalaus-
waht dieser Einflussnahme zu entgehen.

Ein Musterbeispiet dafür sind die Entscheidungen im Rahmen der ölAG. Um

sich eine direl<te Einflussnahme auf die Unternehmensentscheidungen zu si-
chern, hat der Gesetzgeber die ÖlAG im Rahmen des öBlB-Gesetzes 2015 (RV

458 BtgNR 25. cP) in eine GmbH umgewandelt und wird die Position sowohl
des Aufsichtsrats als auch der Geschäftsführung so besetzten, dass dauerhaft
eine direkte Einflussnahme des Bundes gesichert ist. ln 5 6 Abs 1 0BlB-Gesetz
20L5 wird daher festgehalten:,,Dre Geschäftsführung der OBtB obl¡egt einem
auf Vorschlag des Bundesminister für Finonzen mit Zustimmung der Bundesre-
gierung von der Generolversammlung zu bestellenden Geschäftsführer; er führt
den TÌtel ,Generalsekretiir'." Durch die Wahl der Rechtsform der GmbH wird si-
chergesteltt, dass der Aufsichtsrat von jeder Einflussnahme auf die Beste[[ung
des Geschäftsflihrers ausgeschlossen ist. Gemäß S 4 öBlB-Gesetz 2015 gibt
sich die Gesellschaft einen Beirat (nicht Aufsichtsrat!), dessen ausschließliche
Aufgabe die Vorbereitung und Auswaht und die Nominierung der von der ÖBlB
in den Hauptversa mmlungen bzw Generalversammlungen ihrer Beteiligungs-
gesellschaften zu wählenden und aufgrund von Verträgen mit Dritten zu benen-
nend en Aufsichtsratsm itgliedern si nd (Nom in ieru n gskom itee).

Um die Einflussnahme zu manifestieren, gehören dem Nominierungskomitee
zwei amtierende Minister oder Staatssel<retäre an. Sozusagen nebenbei gehö-
ren ihm zwei fùr ihre Leistungen a[[gemein anerkannte Unternehmer, Angehö-
rige freier Berufe und Führungsl<räfte aus der Wirtschaft oder dem öffentlichen
Sektor mit langjähriger Erfahrung bei der Bestellungvon Leitungsorganen oder
von Mitgliedern von Aufsichtsräten als Experten an. lm l<rassen Widerspruch zu
der Besetzung des Nominierungsl<omitees wird offensichtlich nur für diese Ex-
perten formutierï, ,,dass sie ihre Tätigkeit im Nominierungskomitee unobhcin-
gig von ihren eigenen lnteressen und denen von ihn nahe stehenden Rechts-
personen ausüben werden." Ganz andere Anforderungen werden gemäß S 5
ÖBlB-Gesetz 2075 an die Quatifil<ation und die Wahtvon Aufsichtsratsmitgtie-
dern der Beteiligungsgesellschaften gestellt: ,,Die vom Nominierungskomitee
vorgeschlagenen Kandidoten haben unbeschadet onderer bundesgeseZlicher
Bestimmungen den höchsten Anforderungskriterien (,BesïProctîce') für Auf-
sichtsrotsmitglieder gemtil3 dem Osterreichischen Corporate Governance Kodex
zu entsprechen."

Die gesetzliche Konzeption stellt somit die direl<te Einflussnahme der Vertreter
des Bundes in Form der Bundesminister und Staatssel<retäre auf die Bestel-
[ung der Aufsichtsratsmitgtieder von Beteiligungsgesetlschaften sicher. Alles
das, was für die Beteitigungsgeseltschaften gelten soll, gilt für die öBlB nicht.
Ein weiterer ,,sehr erfolgreicher Ansatz" für ein neuerliches ,,Multi-Organ-Ver-
sagen".

Leo Chini

Benedil<t Kommenda 2
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Alexandra Knell: Urlaubsanspruch bei Wechsel von Vollzeit auf Teilzeit und umgekehrt
Viele Mitarbeiter ändern im Laufe des Dienstverhältnisses ihre Arbeitszeiten, sei es aufgrund von Elternteilzeit oder aber auch aus
anderen Gründen, Häufig wird hierbei die Arbeitszeit von Vollzeit auf Teilzeit geändert und nach einiger Zeit wieder auf Vollzeit, ohne
dass das Dienstverhältnis dazwischen endet. ln diesem Zusammenhang siellt sich die Frage, wie anlässlich des Wechsels von Voll-
auf Teilzeit und umgekehrt mit offenen Urlaubsansprüchen umzugehen ist. Unter Berücksichtigung der aktuellen Rechtsprechung
stellt der Beitrag die Auswirkungen einer Anderung der Arbeitszeit auf den Urlaubsanspruch anschaulich dar.
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AGENDA

Dr. Simon Elsner

Kapitalmarktorientierte Bewertung von
Wachstumsstrategien: Empirische Evidenz

Aufbauend auf dem Beitrag,,Kapitalmarktorientierte Bewer-
tung von Wachstumsstrategien: Theoretischer Rahmen" aus
CF 11/2014 wird im vorliegenden Beìtrag eine empirische
Quantifizierung der vorgestellten Hypothesen auf Basis einer
breiten Datengrundlage europäischer Unternehmen für die
Jahre 2006 bís 2074 vorgenommen. Von zentraler Bedeutung
ist ein geeigneter Orientierungspunkt, wenn das Manage-
ment bei der Suche und Auswahl einer Wachstumsstrategie
vor der grundlegenden Entscheidung steht, ob es sich zunächst
auf den Ausbau des bereits bestehenden Geschäfts fturzfris-
tige Wachstumserwartungen) fokussieren oder langfristige
Wachstumsoptionen (langfristige Wachstumserwartungen)
entwickeln sollte, die bisher noch nicht in Erwägung gezogen
wurden. Es zeigt sich, dass Investoren eine klare Präferenz
hinsichtlich überdurchschnittlicher kurzfristiger Wachstums-
erwartungen besitzen. Offensichtlich verlangt die Berück-
sichtigung langfristiger Wachstumserwartungen in der Kapi-
talmarktbewertung einen Vertrauensbeweis seitens des
Managements, der etwa durch eine überdurchschnittliche
kurzfristige Leistung im bestehenden Geschäft erbracht wer-
den kann und sich nicht durch den Aufbau mit latenter
Unsicherheit verbundener langfristiger Wachstumsoptionen
einstellt. ) cFo685o7o
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Kathrin Lesser I Prof. Dr. Klaus Röder

Grün, aber teuer? - Eine Performanceanalyse
grüner Kapitalanlagen

Grüne Kapitalanlagen genießen bei Anlegern im Allgemeinen
einen guten Ruf, da diese es ermöglichen, neben dem Streben
nach einer hohen Rendite zusâtzlich ,,etvvas Gutes" zu tun. Es
stellt sich jedoch die Frage, wie die finanzielle Performance
derartiger Investments einzuschätzen ist. Profitieren grüne
Kapitalanlagen von einer guten Performance oder leidet deren
Rendite unter der Einschränkung des Anlageuniversums? Um
diese Frage zu klären, werden in dieser Studie europäische
und deutsche grüne Aktienindizes in einem Zeitraum von
2004 bis 2014 untersucht und einer adäquaten konventionel-
len Benchmark gegenübergestellt. AÌs Performancemaße wer-
den die Sharpe Ratio sowie das FamaÆrench-Modell verwen-
det. Die Ergebnisse dieser Studie verdeutlichen, dass sich die
Performance grüner und konventioneller Anlagen im Gesamt-
zeitraum nicht signifikant voneinander unterscheidet. Die
Analyse verschiedener Subperioden zeigl hingegen, dass
grüne Anlagen in früheren Jahren besser und in aktuelleren
Jahren ähnlich oder schlechter als der Markt abschnitten. Es
kann vermutet werden, dass die hohe Outperformance im
Rahmen der ersten Jahre mit starken staatlichen Förder-
programmen, insbesondere dem deutschen Erneuerbare-
Energien-Geselz, zt begründen ist. Die eingangs gestellte
Frage kann nicht pauschal beantwortet werden. Vielmehr
muss geschlussfolgert werden, dass die Performance grüner
Investments deutlich stârker vom jeweiligen Anlagezeitpunkt
abhängt, als dies bei konventionellen Anlagen der Fall ist.

) CF0682153

Seite 509

Prof. Dr. Thomas Holtfort I Prof. Dr. Jarek Krajewski

Black Swans, antifragility and pattern
recogn¡t¡on at the German stock market

Der Beitrag beschäftigt sich mit der Relevanz von Schwarzen
Schwänen im Zeitraum November 1990 bis Juni 2014 für den
deutschen Aktienmarkt, um einerseits deutlich zu machen,
dass solche Extremereignisse häufiger vorkommen, als es nach
der Normalverteilung zu erwaften wäre und andererseits
Handlungsempfehlungen für Investoren und Risikomanager
im Umgang mit Fragilität und Antifragilität abzuleiten. Die
Ergebnisse belegen den Einfluss von Schwarzen Schwänen,
wonach allein in den letzten 24 Jahren fünf Ereignisse zu
einer Renditeabweichung von mindestens vier Standard-
abweichungen geführt haben, welche gemäß der Normalver-
teilung nur alle 126 Jahre auftreten dürften und zeigen darü-
ber hinaus die Schwierigkeiten der Mustererkennung an den
Finanzmärkten. > cF0676463
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Dr. Ulrich von Rechberg I Prof. Dr. Stefan Stöckl I
Prof. Dr. Karin Grästund

Ein systemgestr.¡tztes statistisches DC F-
Verfahren zur Bewertung von lmmobilien
und zur nachhaltigen Unternehmens-
steuerung im Diskurs des IDW S 10

Als Standard zu den GrundsäTzen zur Bewertung von
Immobilien nennt der IDW S 10 die Prognose der Einnahme-
überschüsse, die Ableirung des Diskontierungszinssatzes
und die Ermittlung des Restwerts als zentrale Aufgaben
des DCF-Vedahrens. Zu¡ Lösung dieser Aufgaben stellt
der Beitrag einen systemgestützten Statistikansatz zu¡
Diskussion. Dieser weist wegen der potenziellen Ineffi-
zienz des Immobilienmarkts Fundamentalwert und Markt-
wert (Verkehrswert) pro Bewertungsobjekt separat aus.
Der Ansatz eignet sich auch zur präzisen wertorientierten
Unternehmenssteuerung im Kontext der Nachhaltigkeit.

) CF0682670
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TOOLS

Dr. Matthias Meitner I Prof. Dr. Felix Streitferdt

Was sind Kapitalkosten? -
Eine integrierende Analyse

Kapitalkosten spielen eine zentrale Rolle bei Unternehmens-
bewertungen. Allerdings wird der Kapitalkostenbegriff in der
Literatur uneinheitlich verwendet, da die Autoren Kapitalkos-
ten unterschiedlich definieren. Dies scheint für den Praktiker
auf den ersten Blick ein irrelevantes Problem zu sein. Jedoch
ist die Frage der Kapitalkostendefinition auch von großer
praktischer Relevanz, da einige Kapitalkostendefinitionen nicht
mit allen in der Praxis angewendeten Formeln zur Anpas-
sung oder Ermittlung der Kapitalkosten kompatibel sind.
Dies hat zu einiger Verunsicherung in der Praxis bezùglich
der Anwendung der Anpassungsformeln geführt. In diesem
Beitrag wird nun gezeigl, dass die aus der Diskussion ùber
Kapilalkostendefinitionen resultierende Verunsicherung
unnötig ist. Eine ausführliche Analyse der unterschiedlichen
Kapitalkostendefinitionen ergibt, dass diese sich für den
anwendungsbezogenen Fall ineinander überführen lassen.

CORPORATE FINANCE 12/2014



Zrdem zeigt sich, dass eine universelle Kapitalkostendefini-
tion existiert, die zwei sehr erfreuliche Eigenschaften hat.
Zum Ersten erlaubt Sie die Anwendung sâmtlicher in der
Praxis üblichen Formeln zur Anpassung der Kapitalkosten.
Zrm Zweilen lassen sich diese universellen Kapitalkosten
mittels des CAPMs ermitteln. ) cF0685126
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OUTLOOK

Sylvia Fiedler I Prof. Dr. Andreas Horsch

Wiederentdecku ng wertpap¡ergestützter
Projektfinanz¡erung: Die EU-2O2O-Projekt-
anleiheninitiative
Projektfinanzierungen haben eine lange Tradition, zu der
gehört, dass sie überwiegend bank- und nicht wertpapier-
gestützt erfolgen. Diesem Phänomen setzt die Europäische
Kommission seil 2012 die EU-2020-Projektarlleiheninitiative
entgegen, um mit Hilfe der Europäischen Investitionsbank
(EIB) höhere Emissionszahlen und -volumina anzureizen, mit
denen insbesondere Projektfinanzierungen von Infrastruk-
turvorhaben erleichtert werden sollen, deren Notwendigkeit
die Kommission konstatiert hat. Nach einer Charakterisie-
rung der EIB wird gezeigt, welche Spezifika für traditionelle
Projektfinanzierungsstrukturen verantwortlich sind. Hierbei
steht die Dominanz von Buchkrediten im Mittelpunkt, durch
die anleihegestützte Projektfinanzierungen bisher die Aus-
nahme sind. Im Anschluss werden die Project Bond Credit
Enhancement-Konzeption der Kommissionsinitiative sowie
die - infolge zurückhaltender Publizität der Beteiligten bis-
lang schwer zu erfassende - Gesamtheit der bislang PBCE-
gestützten Emissionen herausgearbeitet, wobei besonderes
Augenmerk dem Vorzeigeprojekt Castor (Erdgasspeicherung

Spanien) gilt. Auf dieser Basis wird erörtert, inwieweit die
derzeit am Ende ihrer Testphase befindliche Projektanlei-
heninitiative dazu beigetragen hat und weiterhin beitragen
könnte, Projektanleihen zu einem regelmäßigen Bestandteil
der Kalküle von Projekt-Initiatoren und -Investoren zu beför-
dem. > cF0685133
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Rech n u ngsl eg u nglHa nd e lsbi lanzrecht
Anpassung der Umsatzerlösdefinition durch das
BiIRUG

WP Dr. Frank Richter, Berlin
Einer der umstrittensten Sachverhalte im Rahmen der Um-
setzung der neuen EU.Bilanzrichtlinie in deutsches Recht
betrifft die damit verbundene Anpassung der Definition der
Umsatzerlöse. Auf Basis des Regierungsentwurfs des BiIRUG
werden die bevorstehenden Änderungen im Hinblick auf die
sachliche Abgrenzung der Umsatzerlöse und sich daraus erge-
bende Folgeänderungen auf andere Abschlussposten sowie
we¡tere damit verbundene Auswirkungen diskutiert. Gegen-
stand ist zudem die Erstanwendung der neuen Definition.
D80690242

Betriebl iche Altersversorg u ng

Stetig sinkende Zinsen: Grund zum Eingriff in
beitragsorientierte Versorgun gszusagen?
RAin Rita Reichenbach, Frankfurt/M. / RA Gordon
Ieckentrup, Düsseldorf
Durch das sinkende Zinsniveau steigt der (Zins-)Aufwand für
die betriebliche Altersversorgung. Der Beitrag zeigt, unter
welchen Voraussetzungen der Arbeitgeber auf diese Belas-
tung m¡t einem Eingriff in die Zusage reagieren kann.

D80682073

Ka pita I ertragsteu er

Alternativkonzept zur Abgeltungsteuer
RA/StB Dr. Andreas Körner, LL.M. (Tax), Braunschweig
Der Beitrag entwirft einen alternativen Konzeptvorschlag zur
derzeitigen Abgeltungsbesteuerun g unter den Gesichtspunk-
ten der Aufkommensneutralität, der Verhinderung von Stand-
ortnachteilen und der Wahrung europarechtlicher Vorgaben.

D8O690784

KURZ KOMMENTIERT
Gru nderwerbsteuer
Zurechnung von Grundstücken bei Erwerbsvor-
gängen hach 5 1 Abs. 3 GTEStG: Beachtlichkeit
aufschiebender Bedingungen
Dr. Kian Tauser, MJur (Oxford), Frankfurt/M. / Annette
Keller, München

D80690944

STEUERRECHT

AUFS¡ITZE
Erbsch aft-/Sche n ku ngsteuer
Die erwartete Umsetzung des BVerfG-Urteils zur ErbSt
StB Dipl.-Oec. Dr. Bastian Bockhoff, LL.M., Fachberater

f. lnternationales Steuerreeht / RA lring Christopeit,
LL.M., beide Hamburg
Der Beitrag schildert die erwarteten Neuregelungen zur Um-
setzung des BVerfG-Urteils zur ErbSt vom 17.12.2014. Die Basis

des Beitrags bilden die Überlegungen des BMF und der Län-
derfinanzministerien.

D80691448 5.393
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OFD Frankfurt/M., Rundverfügung vom 12.01.2015

D80691 506
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Auslegungsfragen zu 5 18 lnvStG
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BMF, Schreiben vom 12.02.2015

D80691 520

Umsatzsteuer

Ermäßigter Steuersatz für Leistungen, die unter das
UrhG fallen
BMF, Sehreiben vom 27.01.2015

D80690905
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Stand der DBA und anderer Abkommen im Steuer-
bereich sowie der Abkommensverhandlungen am
01.01.2015

BMF, Schreiben vom 19.01.2015

D80691 525

Steue rstrafrecht
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Einführungsgesetzes zur AO vom 22.12.20"14

FinMin. NRW, Erlass vom 09.02.2015
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ENTSCHEIDUNGEN
Gewinnermìttlu ng

Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätten bei
Selbstständigen
BFH, Urteil vom 23.10,2014 - lll R 19/13
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BFH, Urteil vom 05.11.2014 - lV R 30/11
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Eìn kommensteuer
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Veräußerung eines Mitunternehmeranteils
BFhl, Urteíl vom 09.12"2014 - lV R 36/13

DB0691 6 r s

s.410

s.413

Einkommensteuer

Kapitalvermögen - Zufluss bei einem beherrschenden
Gesellschafter (mit Anm. von RiBFH Joachim Moritz,
München)
BFH, Urteil vom 02.12.2014 - Vlll R 2/12
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AUFS¡ITZE
Aktienrecht
Aktienrechtsnovelle 20'14 - Überblick über die
Reform des Aktienrechts
RA Dr. Rüdiger Schmidt-Bendun, Frankfurt/M,
Für die Reform des Aktiengesetzes wurde ein neuer Regie-
rungsentwurf, die,,Aktienrechtsnovelle 2014", vorgelegt. Ent-

halten sind im Wesentlichen sämtliche bisher aus der Aktien-
rechtsnovelle 2012 bzw. dem Gesetzesentwurf zur Verbesse-

rung der Kontrolle der Vorstandsvergütung und zur Änderung
weiterer aktienrechtlicher Vorschriften (VorstKoG) bekannten
Neuregelungen; verzichtet wurde auf eine Bestimmung zum
sog. Say-on-Pay. lm Detail sind punktuelle Weiterentwicklun-
gen zahlreicher Vorschriften vorgesehen, um das geltende
Recht an die Erfordernisse der Praxis anzupassen. Der Beitrag
gibt einen Überblick über die wesentlichen Änderungen.

D80691 192

KURZ KOMMENTIERT
i nsolvenzrecht

Begrenzung der Haftung des Geschäftsführers
wegen lnsolvenzverschleppung
RA Dr, Daniel Kunz, LL.M. (Bristol), Düsseldorf

D80691489

ENTSCHEIDUNGEN
lnsolvenzrecht

Bereicherungsanspruch der Bank wegen irrtümli-
cher Rückbuchung schon genehmigter Lastschriften
im Rahmen der lnsolvenz des Kontoinhabers
BGH, Urteil vom 29.01.2015 - lX ZR 258/12

D80691 523

I nsolvenzrecht

Vorsatzanfechtung: lndizien für die Feststellung
der Zahlungsunfähigkeit und des Benachteili-
gungsvorsatzes des Schuldners
BGH, Urteil vom 08.01.2015 - lX ZR 203/12

DBO691s17

Rechtsa nwa fts recht

Unverschuldete Fristversäumung in Fällen
wirtschaftlichen Unvermögens einer Partei
BGI{, Beschluss vom 16.12.2014 -VlZA15114
Rechtsanwaltsrecht

Rechtsanwa ltsrecht
Fristenkontrolle: Prüfungspfl icht des Anwalts
BGH, Beschluss vom 13,01.2015 - Vl ZB 46114

D80691 574

Notarrecht

Versagung der Weiterführung der Amtsbezeichnung
BGH, Beschluss vom 24.11.2014 - NotZ (Btfg) 8/14

D80690570
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AUFS¡ITZE

Betriebliche Altersversorgun g

Teuerungsanpassung der Betriebsrenten im Jahr 2015

Dr. Markus Bechtoldt, München i Michael Kelwing,

Mülheim/Ruhr
Laufende Leistungen der betrieblichen Altersversorgung sind

nach 5 16 Abs. 1 BetrAVG alle drei Jahre durch den Arbeitgeber
nach billigem Ermessen zu prüfen und anzupassen. Auch
Anfang 2015 kommt dies wieder auf zahlreiche Arbeitgeber zu

und erfordert Kenntnisse der Methodik sowie der hierfür rele-
vanten Parameter. Der Beitrag stellt diese anschaulich dar und
erläutert Vorgehensweise und Rechenschritte. Ein Leitfaden
für die korrekte und rechtssichere Überprüfung und Anpas-
sung der Betriebsrenten im Jahr 2015.
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Entg eltrecht/Arbe itsve rtrag srecht

Mindestlohn für Bereitschaftsdienst in der Pflege-
branche und Übertragbarkeit auf den gesetzlichen
Mindestlohn?
RAin VÍktoria Holm, Berlin

D80690843

ENTSCHEIDUNGEN
Kündigungsrecht

Verwertun g eines Strafurteils als Urkundenbeweis
im Kündigungsschutzprozess
BAG, Urteil vom 23.10.2014 -2 AZR865113

D80691 193

Betriebiiche Altersversorg ung

Keine Reduzierung des Anpassungsbedarfs um
einen biometrischen Faktor
BAG, Urteil vom 30.09.2014 -3 AZR4O2l12

D80691 325

Befristeter Arbeitsvertrag
Projektbefristung als sachlicher Befristungsgrund
BAG, Urteil vom24.O9.2O'14 -7 AZR987l12

D80691 064

Betriebsve rfass u ngsrecht

Mitbestimmungsrecht auch beí Beauftragung
eines externen Unternehmens mit Durchführung
des Gesundheitsschutzes
BAG, Beschluss vom 30.09.2014 - 1 ABR 106/12
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Wirtschaftsrecht
Ðie Woche im Blick

Entscheidungen
BGH: Anspruch auf Rückzahlung eines vor lnsolvenzverfahrens-

eröffnung ausgezahlten zurückgebuchten Laitschriftbetrags

ist eine bloße lnsolvenzforderu ng (29.'l .201 5 - lX ZR 258/ 1 2)

BGH: Nichtiger Darlehensvertrag - Zumutbarkeit der Klageerhe-

bung als übergreifende Voraussetzung für den Verjährungsbegiñn

des Bereicherungsanspruchs (1 3.1 . 201 5 - Xl ZR 303/1 2)

BGH:,,Umwandlung" einer von mehreren Stiftern errichteten

unselbständigen treuhänderischen Stiftung in eine selbständige

Stift ung (22.1. 201 5 - lll ZR 434 I 13)

OLG FranKurt a.M.¡ Unwirksame Abberufung des Vorstands-

mitglieds einer Bank ('17.2.2015 - 5 U 11"1/14)

Gesetzgebung
Bundesregierung: Kleinanleger werden besser geschützt

Aufsätze

Prof. Dr. Lorenz Kähler

Aushandlung von AGB-Klauseln aufgrund
begründeten Verhandlungsverzichts

Um eine Klausel der AGB-Kontrolle zu entziehen, muss sie im Ein-

zelnen ausgehandelt sein. Haben die Parteien dafür in jedem Fall

das Für und Wider zu erörtern, selbst wenn sie sich einig sind? Oder

können sie auf die Verhandlung einer Frage verzichten? Der Beitrag

untersucht diese Fragen und zeigt, dass eine Klausel trotz Verzichts

auf eine Verhandlung unter bestimmten Bedingungen als ausge-

handelt gilt.

Dr. Mark C. Hilgard, RA

Zur Ablehnung eines Richters im Schiedsverfahren

ln einem staatlichen Gerichtsverfahren leitet sich das Recht, einen

Richter wegen der Besorgnis der Befangenheit abzulehnen, unmit-

telbar aus Art. 101 Abs. 1 5.2 GG ab. Aber auch und gerade in ei-

nem Schiedsverfahren ist das Recht aufAblehnung eines Schieds-

richters zwingend geboten, da hier die Gefahr größer ist, dass zu-

mindest ein parteibenannter Schiedsrichter der ihn benennenden

Partei näherstehen könnte, als dies einer objektiven Entscheidung

guttut. Der Schwerpunkt der vorliegenden Betrachtung liegt vor al-

lem auf verfahrensrechtlichen Aspekten der Ablehnung von

Schiedsrichtern. Dieses Verfahren verfolgt den Zweck, die Ausge-

wogenheit und Fairness des Schiedsverfahrens sicherzustellen und

damit den Bestand und die Vollstreckbarkeit eines Schiedsspruches

zu gewährleisten.

Steuerrecht

Die Woche im Blick 469

Entscheidungen
BFH: Nachträgl¡che Werbungskosten be¡ den Einkünften aus

Kapitalvermögen (21.1 0.201 4 - Vlll R 48/1 2)

BFH: Keine vGA durch Weiterleitung erstatteter Arbeitgeberanteile

zur Rentenversicherung an Arbeitnehmer
(21 .1 0.201 4 - V lll R 21 I 12)

BFH: Kein Ansatz der Marktrendite bei eindeutig abgrenzbarer

Emissionsrendite einer lnhaberschuldverschreibung
(s.11.2014 - Vlll R28/11)
BFH: EuGH-Vorlage zu den energiesteuerrechtlichen Folgen der

Feststellung von Unregelmäßigkeiten (1 1 .1 1 .2014 - Vll R 40/13)

BFH: Vorsteuerabzug im Regelverfahien bei ungeklärter Ansässig-

keit und offenem Umsatzsteueiausweis (19.1.1.2014 - V R 41l13)

BFH: Keine Steuerbegünstigung nach 5 1 3c ErbStG für ein nicht

vermietetes und nicht zur Vermietung bestimmtes Grundstück

(11 ]2.2014 - ll R24/14)
Hessisches FG¡ Grundsteuerbefreiung bei einer sog. Öffentlich-

Privaren-Partnerschaft (ÖPP) (11 .12.20'14 - 3 K 1 51 1/',I 1)

FG Baden-WürttemþeÌg: Hinzurechnung von Verlusten

ausländischer Betriebsstätten (24.1 1.20'l 4 - 6 K 407 9 113)

FG Münster: Besteuerungsrecht fÜr Dividendenerträ9e e¡ner

niederländischen Tochtergesellschaft (1 5.1 2.201 4 - 13 K624/11 F)

Aufsatz

Prof. Dr. Siegfried Grotherr 471

Anonymisierte Veröffentlichung von verbindlichen
Auskünften und elektronisches Auskunftsverfahren

Das Rechtsstaatsprinzip gewährt den Bürgern im Steuerrecht einen

Anspruch auf Rechtssicherheit. Mit einer verbindlichen Auskunft

können Steuerpflichtige bei geplanten Sachverhalten konkret be-

stehende steuerliche Normanwendungs- oder Normauslegungsri-

siken durch die Finanzverwaltung beseitigen. Aus dem Rechts-

staatsprinzip ergibt iich auch der Anspruch der Biìrger auf Steuer-

transpaienz und Normenklarke¡t, d.h. der Staat darf die Rechtsan-

wendung und die Rechtsauslegung durch die Exekutive nicht so

gestalten, dass es nur den durch die Steuerberatung wohlinfor-

mieften Bürgern möglich ist, alle legalen Steuergestaltungsmög-

lichkeiten zu nutzen. Auf der anderen Seite ergibt sich aus dem

Grundrecht der Bürger auf informationelle Selbstbestimmung, wel-

ches im Steuerrecht durch das Steuergeheimnis seine Konkretisie-

nrng findet, dass die in einem steuerlichen VerraÌaltungsverfahren

erlangten Kenntnisse über die Verhältnisse eines Steuerpflichtigen

nicht offenbart werden dürfen. Um diese drei genannten verfas-

sungsrechtlichen Ansprüche der Bürger gemeinsam befriedigen zu

können, wäre zu überlegen, inwieweit dies im Rahmen des Aus-

kunftsverfahrens durch eine anonymisierte Veröffentlichung der

erteilten verbindlichen Auskünfte verwirklicht werden könnte. Be-

deutende EU- und ObCD-Staaten prakttzteren dles beretts teilweise

se¡t Jahrzehnten. Deshalb soll im folgenden Beitrag für Deutsch-

land eine Verfahrensregelung entworfen werden, mit der sich eine

Veröffentlichung in anonymisierter Form umsetzen ließe. Dabei

wird das Auskunftsverfahien von dem gegenwärtigen Schriftform-

erfordernis auf die elektronische Kommunikation umzustellen und

die digitale Finanzverwaltung fortzuentw¡ckeln se¡n.

Entscheidungen

BFH: Zurechnung von Grundstücken bei Erwerbsvorgänþen 484

nachS 1 Abs.3GrEStG
(11.12.2014 - llR26/12 - dazuBB-Kommentar von

Dipl.-Finw. [FH] Gunnar Harlacher, RA)

BMF: Steuerliche Behandlung des Arbeitslohns nach den 4BB

Doppelbesteuerungsabkommen
(1 2.1 1.201 4 - lV B 2 - S 1 300/08/1 0027 - dazu BB-Kommentar von

Dipl.-Kfm. Lukas Hi lbert)

449

450

456

Entscheidungen

EuGH: Pflicht zur Veröffentlichung cincs Prospckts für cin öffcntli 463

ches Angebot von Wertpapieren gilt nicht für Zwangsversteigerungen
(1792014 - C-441l12 - dazu BB-Kommentar von

Dr. Thorsten Voß, RA)

BGH: Einsàtz einer Kreditkarte als Bargeldersatz - Kreditkarten- 466

untérnehmen ist Adressat der Deckungsanfechtung bei lnsolvenz

des Karteninhabers
(23.10.2014 -lXZR290/13 - dazu BB-Kommentar von

D¿ Michael Fl¡ts(h, RA)

Betriebs-Berater I BB 9 2015 12322015



lnhalt

Bilanzrecht und Betriebswirtschaft Arbeitsrecht

Die Woche im Blick

Rechnungslegung
IASB: ED/201 s/1

EFRAG: Stellungnahmeentwurf zu ED/201 4/6
DRSC: Bericht über die 35.Sitzung des IFRS-FA am 5./6.2.2015
in Berlin

BMF: Lebensversicherung - Verordnung über den kollektiven Teil

der Rückstellung für Beitragsrückerstattung

Wirtschaftsprüfung
IDW: Stellungnahme zu Änderungsbedarf des 5 50i EStG

IDW: Stellungnahme zum OECD-Diskussionspapier zu BEPS

Action 4,,lnterest Deductions and Other Financial Payments"
IDW: Stellungnahme zum OECD-Diskussionspapier zu BEPS

Action 1 4,,Dispute Resolution"
WPK: Fristablauf 3 1.3.201 5 für Transparenzberichte 201 5

WPK: Stellungnahme zur Neustrukturierung des IESBA

Code of Ethics

Finanzierung
CMS/FINANCE: Private Equity Panel 2015 I - Deutscher Private-
Equity-Markt weiterhin robust
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Entscheidungen
LAG Nürnberg: Kappungsgrenze bei Sozialplanabfindung
(12.11.2014 -2 5a317 /14)
IAG Nürnberg: Weiterbìldungsvertrag - mündliche Abrede übei
Gesamtkosten (20.8.2014 - 4 Sa 96/14)
BAG: Verdachtskündigung eines Berufsausbildungsverhältnisses
(12.2.201s - 6 AZR84sl13)
BAG: Befristete Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses nach

Erreichen des Re ntenei ntiittsa lters (1 1,2.20'1 5 - 7 AZR 17 / 1 3)

BAG: Außerordentliche Kündiguñg bei Kooperationsbetrieb
der Bundeswehr (31.7.2014 -2 AZR 407 /13)
BAG: Frage des Arbeitgebers nach der Zugehörigkeit zu einer
bestimmten Gewerkschaft (1 8.1"1.2014 - 1 AZR257 /13)
BAG: Betriebliche Altersversorgung - Bestimmung der angemesse-

nen Eigen ka pitalverzinsung (1 1.1 1.201 4 - 3 AZR 1 1 6/ 13)
IAG Berlin-Brandenburg: Ausschluss betriebsbedingter Kündi-
gungen durch Betriebsvereinbarung - betriebsverfassungsrecht-

licher Gleichbehandlungsgrund satz (17.2.20"1 5 - 7 Sa 1 619 /1 4l

Aufsatz

Julia Pfrogner und Dr. Stephan Serr

Betr¡ebsübergang im hauptberuflichen Notariat
Seit der Entscheidung des BAG aus dem Jahre i999 (BB 2000,568)
steht fest. dass die Bestellung eines neuen Notars zur hauptberufli-
chen Amtsausübung auch dann nicht zu einem rechtsgeschäftli-
chen Betriebsübergang im Sinne des 5 613a BGB führt, wenn der
neue Notar die Kanzlei und das Personal des Amtsvorgängers über-
nimmt. 0b dies auch für die Amtsnachfolge eines Notars gilt, der
sich mit einem anderen Notar zur gemeinsamen Berufsausübung

verbunden hatte, wurde höchstrichterlich bislang nicht entschie-
den. Die kürzlich ergangene Entscheidung des LAG München, die
den Betriebsübergang für diesen Fall bejaht, g¡bt Anlass, dessen
Voraussetzungen genauer zu untersuchen.

Entscheidungen

BAG: Bewerbung - Entschädigung bei Benachteiligung wegen
des Geschlechts
(18.9.2014 - I AZR753/13)

BAG: Mindestentgelt in der Pflegebranche
(1 9.1 1.201 4 - 5 AZR 1'l 01 / 12 - dazu BB-Kommentar von
Alexander Dombrowsþ RA)

Die Erste Seite
Thomas Hey, RA/FAArbR

Charmant und witzig oder weitgefehlt -
Wann beginnt die sexuelle Belästigung?

Jobs der Woche

Veranstaltungsübersicht

lmpressumAlorschau
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496

499
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Aufsatz

Dipl.-Kfm. Thomas Weppler und Dr. Michael Karsl RA

Berücksichtigung von Ertragsteuern bei der
Betriebsrentenanpassung oder bei der Neuordnung
eines Versorgungswerks

Nach der ständigen Rechtsprechung des BAG bieten die auf der Ba-

sis des HGB erstellten Jahresabschlüsse des zur Anpässungsprü-
fung verpflichteten Unternehmens für die Feststellung sowohl der
erzielten Betriebsergebnisse als auch des jeweils vorhandenen Ei-

genkapitals einen geeigneten Einstieg. Fraglich ist, ob und inwie-
weit bei der Beurteilung der wirtschaftlichen Lage des Arbeitge-
bers die Steuern vom Einkommen und vom Ertrag zu berücksichti-
gen sind. ln dem Beitrag werden zunächst die Regelungên des
deutschen Unternehmenssteuerrechts und der Einfluss der Ertrag-
steuern auf das kaufmännische Rechnungswesen dargestellt. An-
schließend erfolgt die Beäntwortung der Fragestellung unter Ein-
beziehung der betriebsrentenrechtlichen Aspekte. Dabei wird zwi-
schen einer Anpassungsentscheidung im Rahmen des 5 16 Betr-
AVG und einer verschlechternden Neuordnung unterschieden.

Entscheidung

BFH: Betriebliche Veranlassung von Darlehen einer KG

an ihre Kommanditisten
(16.10.2014 - lV R 15/1 1 - dazu BB-Kommentar von
Michael Seppelt, RA/FAStR/FAHaGesR/St8/FBlntS¡R)

BB-Fachkonferenz Umsatzsteuer

Dienstag, 9. Juni 2015
df,t Mediengruppe, Frankfurt am Main
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